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QMpraxis

Führungskräfte klagen vermehrt 
über Unsicherheit im rechten Um-
gang mit den Angehörigen und den 
neuen Leitbildern der Dienstleis-
tungseinrichtung. Sie fühlen sich 
von Angehörigen wie „Dienstbo-
ten“ behandelt und zugleich fühlen 
sie sich herausgefordert, mit Do-
minanz und Souveränität ihre Füh-
rungsstärke gegenüber ihren Mit-
arbeitern durchsetzen zu müssen. 
Dieses ungeklärte Rollenverhältnis 
führt zu hohen Reibungsverlusten. 

Düsseldorf. Um im Krisenfall 
richtig zu kommunizieren, be-
nötigen Führungskräfte ein Be-
wusstsein für die damit verbunde-
nen Konfliktkosten und die nötige 
Reflexion der neuen Rolle.

Der Praxisfall: Verschiedene 
Beschwerden von Mitarbeitern 
der Verwaltung bei ihrem Verwal-
tungsleiter, Heimleiter und später 
Gemeindevorstand hatten nicht 
wirklich zur Lösung eines seit län-
gerer Zeit brodelnden Konfliktes 
beigetragen. Was war vorgefal-
len? Mitarbeitern der Verwaltung 
wurde vorgeworfen, dass sie sich 
vom Heimgeschehen distanzie-
ren, ihre Türen verschließen, Kaf-
feepausen endlos ausdehnen und 
nie anwesend seien. Beschwerden 

des Pflegepersonals über die-
se Mitarbeiter wurden von dem 
Verwaltungsleiter nicht ernst ge-
nommen, er bezeichnete die Be-
schwerden als „Gemecker“ und 
reagierte kommunikationstheore-
tisch gesprochen symmetrisch auf 
diese Beschwerden. Er verwandel-
te damit unbeabsichtigt den Kon-
flikt weg von der Fachebene, hin 
zur Führungsebene. Anders ge-
sagt: aus Fachkonflikten wurden 
Führungskonflikte. Die Entwer-
tung der Mitarbeiterbeschwerde 
als „Gemecker“ stachelte das Pfle-
gepersonal auf. Die Beschwerden 
nahmen zu, die Kommunikation 
zwischen Verwaltung und Pfle-
ge war auf ein Mindestmaß be-
schränkt, der Informationsfluss 
blieb aus und die Beziehungsebe-
ne verselbstständigte sich. Die 
Mitarbeiter gingen sich aus dem 
Weg, sie fühlten sich gekränkt 
und ungerecht behandelt. Einige 
drohten mit Kündigung.

Betrachtet man diesen Konflikt 
von der Kostenseite, müssen hier 
die Konfliktkosten transparent 
und nachvollziehbar gemacht 
werden. Nur so kann ermittelt 
werden, wie ineffizient die Mitar-
beiter aufgrund des Konfliktes zu-
sammenarbeiten, in welchen Be-

reichen Konfliktkosten anfallen, 
in welcher Höhe sie anfallen und 
wie viel Geld die Einrichtung in 
die verbesserte Zusammenarbeit 
ihrer Mitarbeiter und das Füh-
rungsverhalten investieren sollte.

Unter Betrachtung der 11 Kon-
fliktkostenkategorien im Circle of 
conflict (s. Teil 2 in CK 39) wird 
schnell deutlich, dass alle drei 

Dimensionen - Person, Team und 
Organisation - betroffen sind. 

Jetzt sind die Konfliktkosten 
anhand der Konfliktkostenmatrix 
der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft KMPG abzuleiten und einer 
Einschätzung zu unterziehen:

1. Bei den bekannten und 
hohen Konfliktkosten gilt es, In-
terventionen in Form von Kom-
munikationsworkshops, Coa-

ching, Mediation zur Senkung der 
Konfliktkosten durchzuführen 
und deren Wirkung auf die Kon-
fliktkosten periodisch zu messen. 

2. Bei den wenig bekann-
ten und hohen Konfliktkosten 
muss parallel zu den erforderli-
chen Interventionen zunächst die 
Summe der Konfliktkosten über 
ein entsprechendes Messsystem 
genau bestimmt werden.

3. Bei den wenig bekann-
ten und der mutmaßlich niedri-
gen Konfliktkosten (kontrapro-
duktives Verhalten, Mobbing, 
mangelnde Kommunikations- 
und Informationsaustausch) 
muss durch ein entsprechendes 
Messsystem überprüft werden, ob 
die Vermutung zutrifft oder ob es 
sich hierbei um verborgene hohe 
Konfliktkosten handelt, wie in un-
serem vorliegenden Fall.

4. Bei den bekannten und 
niedrigen Konfliktkosten besteht 
zunächst kein Handlungsbedarf, 
aber die Notwendigkeit, diese In-
formation in regelmäßigen Ab-
ständen zu überprüfen.

Zur Lösung des Falles wurde an-
schließend eine Mediation mit drei 
Sitzungen unter Teilnahme von Ver-
waltungsleitung, Heimleitung und 
betroffenen einzelnen Mitarbeitern 

durchgeführt. Im Laufe des Media-
tionsverfahrens wurden die einzel-
nen Positionen aufgedeckt und ver-
standen. Die einzelnen Interessen 
der Parteien wurden herausgear-
beitet und ein Verständnis füreinan-
der entwickelt. Schließlich konnte 
man sich auf eine Vereinbarung 
verständigen, die allgemeine Kom-
munikationsregeln und einen Ver-
haltenskodex beinhalteten. Um die 
Nachhaltigkeit der Vereinbarung 
zu stärken, wurden im Laufe des 
Jahres Kommunikationstrainings 
durchgeführt und die Gesprächs-
bereitschaft, das neu gewonnene 
Vertrauen und die Freude an der Zu-
sammenarbeit wieder neu definiert 
und gefestigt. Gleichzeitig erhielt 
die Führungsebene ein Einzelcoa-
ching um die neue Rolle innerhalb 
der Einrichtung zu reflektieren und 
zu festigen. //
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Konfliktkosten-Controlling aufbauen - (Teil 3) 

Ungeklärte Rollenverhältnisse führen zu hohen Reibungsverlusten

Pflegevisiten in der ambulanten 
Pflege sind ein sinnvolles Instru-
ment eines Qualitätsmanagements 
und dienen der Sicherung wirt-
schaftlicher Interessen des Pflege-
dienstes ebenso wie dem Verbrau-
cherschutz des Kunden. Die neue 
QMpraxis-Serie erläutert die wich-
tigsten Aspekte hierzu. Heute: Be-
griffe und Rahmenbedingungen.

Wershofen. Obwohl es keine all-
gemeingültigen Definitionen gibt, 
unterscheidet man verschiedene 
‚Formen‘ von Visiten. Die bekann-
testen sind:
•	Klassische Pflegevisite: Besuch, 

unabhängig von der konkreten 
Pflege, beim Pflegebedürftigen 
zuhause

•	Tourenvisite: Begleitung einer 
Tour mit teilnehmender Beob-
achtung der konkreten Pflege 
beim Pflegebedürftigen (und 
späterem Feedback für den Mit-
arbeiter)

•	Dokumentationsvisite: Überprü-
fung der Pflegedokumentation 
auf interne Konsistenz, aber auch 
auf Optik, Vollständigkeit, etc.
Schauen wir uns zunächst die 

Rahmenbedingungen an: Wie 

sind Visiten in der ambulanten 
Pflege rechtlich verankert?

1. Gesetzliche Regelungen: 
Eine gesetzliche Verpflichtung 
zur Durchführung von Pflegevisi-
ten gibt es nicht. Weder im SGB V 
noch in den einschlägigen Para-
grafen des SGB XI (§ 112ff.) finden 
sich hierzu direkte Regelungen.

2. Verträge SGB V (soweit be-
kannt): Versorgungsverträge und 
Vergütungsvereinbarungen nach § 
132a SGB V: Bislang sind keine Re-
gelungen bekannt. Viele Verträge 
verweisen auf die Verbindlichkeit 
der „Maßstäbe und Grundsätze 
für die Qualität und Qualitätssi-
cherung sowie für die Entwick-
lung eines einrichtungsinternen 
Qualitätsmanagements nach § 113 
SGB XI in der ambulanten Pflege“ 
(MuG-Q 113) bzw. der alten „Ge-
meinsamen Grundsätze zur Quali-
tät und Qualitätssicherung“ nach § 
80 SGB XI .

3. Verträge SGB XI (soweit be-
kannt)

a) Versorgungsvertrag nach 
§ 72: meist nur mit Verweis auf 
die Rahmenverträge nach § 75 
SGB XI bzw. auf die „Maßstäbe 
und Grundsätze für die Qualität 

und Qualitätssicherung“ (MuG-Q 
113).

b) Rahmenvertrag über die am-
bulante pflegerische Versorgung 
gemäß § 75 Abs. 1 auf Landesebe-
ne: bislang keine konkreten Re-
gelungen zur Durchführung (und 
Finanzierung) von Pflegevisiten

c) Vergütungsvereinbarung nach 
§ 89: keine Regelungen bekannt

4. Pflege-Transparenzverein-
barung Ambulant PTVA:

Sie sind verbindlich für am-
bulante Pflegedienste, enthakten 
aber keine konkreten Regelungen 
zur verpflichtenden Durchführung 
von Pflegevisiten.

5. Richtlinien mit unmittelbarer 
Bindungswirkung für ambulante 
Dienste: „Maßstäbe und Grund-
sätze für die Qualität und Quali-
tätssicherung“ (MuG-Q 113)“: Sie 
wurden am 27.05.2011 veröffent-
licht und auch hierin werden erneut 
Pflegevisiten nicht explizit erwähnt.

6. Richtlinien ohne unmittel-
bare Bindungswirkung für am-
bulante Pflegedienste:

a) Richtlinien des GKV-Spitzen-
verbandes über die Prüfung der in 
der Pflegeeinrichtung erbrachten 
Leistungen und deren Qualität 

nach § 114 SGB XI (QPR): Sie sind 
nur für MDK‘en und Landesver-
bände der Pflegekassen unmittel-
bar verbindlich und enthalten bis-
lang keine konkreten Regelungen 
zur verpflichtenden Durchführung 
von Pflegevisiten.

b) „Richtlinie des Gemeinsa-
men Bundesausschusses über 
die Verordnung von häuslicher 
Krankenpflege (HKP-Richtlinie)“: 
Sie sind nur für Ärzte und Kran-
kenkassen unmittelbar verbind-
lich - daher auch keine konkreten 
Regelungen zur verpflichtenden 
Durchführung von Pflegevisiten 
für die Pflegedienste möglich.

7. MDK-Anleitung zur Prüfung 
der Qualität nach den §§ 114 ff. 
SGB XI in der ambulanten Pflege:
•	„interne Arbeitshilfe“ der 

MDK‘en, um eine einheitliche 
Umsetzung der Qualitätsprü-
fungen zu fördern

•	keine unmittelbare Bindungs-
wirkung für ambulante Pflege-
dienste

•	In den Punkten 4.3 (Ist die 
fachliche Anleitung und Über-
prüfung grundpflegerischer Tä-
tigkeiten von Pflegehilfskräften 
durch Pflegefachkräfte nach-

vollziehbar gewährleistet?) und 
6.4 (Werden Maßnahmen der 
internen Qualitätssicherung im 
Bereich Pflege durchgeführt?) 
wird der Pflegevisite, als inter-
nes Qualitätssicherungsinstru-
ment, ein hoher Stellenwert 
beigemessen.
Zusammenfassung: Zur Durch-

führung von Pflegevisiten ist 
formal bislang kein ambulanter 
Pflegedienst verpflichtet. Sie sind 
jedoch ein sehr sinnvolles Instru-
ment zur Qualitätsentwicklung 
und -sicherung, dem auch der 
MDK in Qualitätsprüfungen einen 
hohen Stellenwert beimisst.

Warum Pflegevisiten sinnvoll 
sind, welche Zwecke sie alle erfül-
len und was Sie tun sollten, erfah-
ren Sie in den nächsten Teilen der 
Reihe. //
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Pflegevisiten in der ambulanten Pflege - (Teil 1) 

Instrument zur Sicherung von Wirtschaftlichkeit und Verbraucherschutz

„Konfliktkosten transparent  
und nachvollziehbar  

machen“ 

Anne-Catherine Poirier
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